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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Horst Arnold, Harald Güller, Doris Rauscher, Michael Busch, 
Florian Ritter, Klaus Adelt, Dr. Simone Strohmayr, Inge Aures, Volkmar Halbleib, 
Natascha Kohnen, Markus Rinderspacher, Margit Wild, Ruth Müller und Fraktion 
(SPD) 

Akute Finanzierungslücke beim Ausbau der Kinderbetreuung umgehend schlie-
ßen und ausreichende Investitionen dauerhaft sicherstellen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass auch vor Inkrafttreten des neuen Haushaltsplans 2019/2020 Pla-
nungen und Ausbau von Kindertagesstätten bedarfsgerecht und ohne weitere Verzö-
gerung fortgesetzt werden können. Insbesondere ist zu gewährleisten, dass die Kom-
munen über die Grundförderung von 50 Prozent der Investitionskosten hinaus auch mit 
der zugesagten zusätzlichen Förderung von bis zu 35 Prozent planen können. 

Gleichzeitig fordert der Landtag die Staatsregierung auf, auch im Entwurf für den Dop-
pelhaushalt 2019/2020 – neben der reinen Weitergabe von Bundesmitteln aus dem 
Sonderinvestitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung 2017-2020“ – zusätzliche 
Mittel vorzusehen, um sicherzustellen, dass kommunale Investitionsvorhaben für Kin-
derbetreuungsplätze in den kommenden Jahren mit im Regelfall 85 Prozent gefördert 
werden können. 

 

 

Begründung: 

Die Staatsministerin für Familie, Arbeit und Soziales, Kerstin Schreyer, hat noch im 
September 2018 erklärt: „Die Kommunen leisten beim quantitativen und qualitativen 
Ausbau der Kinderbetreuung seit Jahren Hervorragendes. Dabei können sie sich auf 
die Staatsregierung als starken Partner an ihrer Seite verlassen.“ Im Koalitionsvertrag 
von CSU und FREIEN WÄHLERN wird zumindest die Schaffung von 42.000 neuen 
Betreuungsplätzen bis 2023 versprochen, ohne jedoch den Kommunen eine zeitnahe 
Finanzierung schon in den Jahren 2019 und 2020 in Aussicht zu stellen. 

Laut Medienberichten reichen bereits zu Jahresbeginn 2019 die bislang vorgesehenen 
Mittel für neue Maßnahmen, die über die Grundförderung hinausgehen, nicht mehr aus 
(siehe z. B. Bericht in der „Augsburger Allgemeine“ vom 21.01.2019). Damit droht bis 
zum Inkrafttreten des neuen Haushaltsplans 2019/2020 (was voraussichtlich erst im 
Juni 2019 geschehen wird) de facto ein Stillstand bei den Planungen einiger Kommu-
nen, da Bewilligungsbescheide wegen der ausgeschöpften Haushaltsmittel derzeit nicht 
erteilt werden können. Die Kommunen können keinerlei Aufträge vergeben, ohne den 
Verlust einer späteren staatlichen Förderung zu riskieren. Hier muss die Staatsregie-
rung sofort handeln und einen rechtlichen Zustand herstellen, der es den Kommunen 
erlaubt, aufbauend auf den zusätzlichen Förderzusagen neue Maßnahmen zu planen 
und zu bauen. Ggf. sind die Regelungen zur vorläufigen Haushaltsführung anzupassen 
bzw. bei Bedarf auch zusammen mit dem Landtag Lösungen zu finden. 
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Insgesamt sind in den kommenden Doppelhaushalten des Freistaates Bayern so viele 
Mittel bereit zu stellen, dass es den Kommunen ermöglicht wird, den Ausbau der Kin-
derbetreuung bedarfsgerecht und zeitnah zu realisieren. Wie auch der Vorsitzende des 
Bayerische Städtetags, der Augsburger Oberbürgermeister Dr. Kurt Gribl fordert, „..ist 
es jetzt wichtig, dass der Freistaat für Planungssicherheit sorgt und die Kontinuität der 
Förderung für neue Kitaplätze sicherstellt“. Dies geschieht durch reale Ansätze im 
Haushalt des Freistaates Bayern und nicht durch unverbindliche Erklärungen in einem 
Koalitionsvertrag oder durch eine Staatsministerin. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Horst Arnold, Harald Güller, Doris Rau-
scher, Michael Busch, Florian Ritter, Klaus Adelt, Dr. Simone Strohmayr, Inge 
Aures, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Markus Rinderspacher, Margit Wild, 
Ruth Müller und Fraktion (SPD) 

Drs. 18/214 

Akute Finanzierungslücke beim Ausbau der Kinderbetreuung umgehend schlie-
ßen und ausreichende Investitionen dauerhaft sicherstellen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Markus Rinderspacher 

V. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Doris Rauscher
Abg. Dr. Helmut Kaltenhauser
Abg. Harald Güller
Abg. Johannes Becher
Abg. Sylvia Stierstorfer
Abg. Bernhard Pohl
Abg. Jan Schiffers
Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch
Staatsministerin Kerstin Schreyer



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Zur gemeinsamen Beratung rufe ich 

auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Horst Arnold, Harald Güller, Doris 

Rauscher u. a. und Fraktion (SPD)

Akute Finanzierungslücke beim Ausbau der Kinderbetreuung umgehend 

schließen und ausreichende Investitionen dauerhaft sicherstellen! (Drs. 18/214) 

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Matthias Fischbach, Dr. 

Dominik Spitzer u. a. und Fraktion (FDP)

Sonderinvestitionsprogramm "Kinderbetreuungsfinanzierung 2017 - 2020" 

Fördergelder nicht ausreichend - Kommunen benötigen Planungssicherheit 

(Drs. 18/229) 

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 

Johannes Becher u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sonderinvestitionsprogramm des Freistaats zum Ausbau der 

Kindertagesbetreuung auflegen! (Drs. 18/230) 

Die SPD-Fraktion hat für ihren Dringlichkeitsantrag namentliche Abstimmung bean-

tragt. Damit ist das bekannt gegeben. – Wenn die Kolleginnen und Kollegen die Lie-

benswürdigkeit besitzen, jetzt ihre Plätze einzunehmen, eröffne ich die gemeinsame 

Aussprache. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Doris Rauscher von der SPD-Fraktion. – 

Bitte sehr, Frau Rauscher.

Doris Rauscher (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen!
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Die Kommunen leisten beim quantitativen und qualitativen Ausbau der Kinder[ta-

ges]betreuung seit Jahren Hervorragendes. Dabei können sie sich auf die Baye-

rische Staatsregierung als starken Partner an ihrer Seite verlassen.

Diese Aussage von Sozialministerin Kerstin Schreyer stimmt leider nur zur Hälfte. Ja, 

die Kommunen stemmen den Ausbau bei den Kita-Plätzen. Das ist richtig und sehr 

wichtig für gute Betreuungs- und Bildungsangebote für alle Kinder in Bayern und für 

die Familien als Unterstützung bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Nur den 

starken Partner an der Seite vermissen sie leider gerade. Die Staatsregierung hat 

zwar 2017 erklärt, dass alle Kommunen beim Ausbau der Kinderbetreuung mit einem 

wuchtigen Investitionsprogramm unterstützt werden. Eigenes Geld stellt die Staatsre-

gierung dafür zwar nicht zur Verfügung, wenigstens aber Gelder des Bundes, die für 

diesen Zweck an die Länder überwiesen werden. So weit, so gut. Die Städte und Ge-

meinden gehen in die Planung für neue Krippen und Kindergärten. Schließlich stehen 

nicht nur 50 % Grundförderung, sondern auch 35 % Zusatzförderung im Raum. Wir 

reden da, je nach Gemeinde, von zusätzlichen Geldern in Höhe von zwischen 

90.000 Euro und 1 Million Euro.

Jetzt, pünktlich zur Halbzeit des Programms, zeigt sich: Von einem wuchtigen Pro-

gramm kann nicht mehr die Rede sein. Was anfangs nur ein Gerücht war, hat sich in 

der vergangenen Woche als bittere Realität herausgestellt. Deshalb stellen wir unse-

ren Dringlichkeitsantrag. Ende November 2018 waren schon 85 % der Gesamtsumme 

aus dem Zusatzprogramm verteilt, weil der Bedarf in Bayern so hoch ist. Jetzt, An-

fang 2019, sitzen die ersten Städte und Gemeinden auf dem Trockenen. Ihre Förder-

anträge werden abgelehnt. Das Geld ist verbraucht. Anstelle von Zusatzförderung gibt 

es jetzt Verunsicherung, Verärgerung und Planungsstopps auf allen Seiten. Die Bür-

germeisterinnen und Bürgermeister können ihre Budgetplanung über den Haufen wer-

fen. Sie können sich nicht sicher sein, ob sie überhaupt noch Geld aus dem Sonderin-

vestitionsprogramm bekommen können und, wenn ja, wann. Und das verärgert die 

Eltern – das darf man nicht unterschätzen –, für die der Kita-Platz für ihr Kind jetzt 
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doch nicht so schnell gebaut wird, wie sie ihn für ihre Familien- und Lebensplanung 

dringend bräuchten.

Deshalb braucht es jetzt umgehend einen echten wuchtigen Aufschlag: Der Zusatztopf 

wird aufgefüllt, und zwar heute, nicht erst zum Abschluss der Haushaltsberatungen 

Mitte des Jahres, sonst entsteht ein Ausbauvakuum.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜNEN)

Und der Freistaat legt eigene Gelder obendrauf. Nicht nur Bundesgelder, sondern 

auch Landesgelder sind bitter nötig, um die Lücke zwischen Angebot und Nachfrage 

bei den Kita-Plätzen zu schließen. Rund 50.000 Kita-Plätze fehlen in Bayern. Das 

Thema darf nicht mehr auf die lange Bank geschoben werden. Die Städte und Ge-

meinden verlassen sich auf die Finanzierungszusagen beim Kita-Ausbau genauso wie 

die Eltern und ihre Kinder. Sie brauchen Kontinuität.

Wenn Sie Ihre Versprechen ernst meinen, dann stimmen Sie unserem Antrag heute 

zu. Denn es ist wichtig. Jetzt gilt‘s, ab sofort und dauerhaft. – Danke für die Aufmerk-

samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Rau-

scher. – Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Dr. Helmut Kaltenhauser von der 

FDP-Fraktion. Bitte schön.

Dr. Helmut Kaltenhauser (FDP): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, zu-

mindest diejenigen, die hier noch sitzen! Der Ausbau der Kinderbetreuung ist zweifel-

los eine sehr gute und sehr wichtige Sache. Deshalb hat die FDP damals in der CSU/

FDP-Koalition auf den Einstieg in eine kostenfreie Kindergartenbetreuung gedrängt. 

Leider hat die darauf folgende Alleinregierung der CSU einen Teil davon wieder zu-

rückgenommen.
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Trotzdem: Dass wir in diese Richtung unterwegs sind, ist völlig unbestritten. Deshalb 

ist es natürlich umso wichtiger, dass die Kommunen jetzt Planungssicherheit haben, 

insbesondere was die Mittel aus dem Sonderinvestitionsprogramm angeht. Eine Pres-

semeldung – Sie haben sie gerade eben zitiert, Frau Kollegin – bestätigt, dass es hier 

ziemlich zu hapern scheint, ganz abgesehen davon, dass eine Berücksichtigung im 

neuen Doppelhaushalt die Lücken wahrscheinlich richtig aufzeigen wird. Deshalb hat 

die FDP schon letzte Woche einen Dringlichkeitsantrag gestellt, den wir hier nochmals 

als nachgezogenen Antrag eingereicht haben.

Ich habe trotzdem ein Problem mit dem Antrag, wie er von der SPD formuliert ist. Las-

sen Sie mich ein bisschen grundsätzlich werden: Nicht die Regierung verfügt über das 

Geld. Der Landtag stellt das Geld zur Verfügung. Er stellt fest, wie viel bei welchen 

Themen investiert werden soll, und die Regierung führt das dann aus. Da mögen Sie 

mich als Parlamentsneuling vielleicht für ein bisschen naiv halten.

(Sylvia Stierstorfer (CSU): Das ist eigentlich richtig! – Thomas Huber (CSU): Das 

ist richtig!)

Aber die Forderung, wie sie formuliert ist nach dem Motto "Die Regierung soll Geld be-

schaffen", geht nicht. Wenn der Topf leer ist – und der Topf ist leer –, dann ist im Mo-

ment nichts zu holen, solange wir keinen neuen Haushalt beschlossen haben. Ich tue 

mich recht schwer zu glauben, dass er im neuen Haushalt so unterkommt. Von daher 

habe ich vom Grundsätzlichen her ein Problem damit. Das gilt auch für den zweiten 

Absatz des Antrags. Wir müssen erst mal darüber diskutieren. Sie können davon aus-

gehen, dass wir die Sache fachlich auf jeden Fall unterstützen werden. Aber ich tue 

mich schwer mit der Frage, ob wir das jetzt in dieser Form entscheiden können. Des-

halb bitte ich die Kollegen von der SPD und insbesondere die GRÜNEN in Bezug auf 

ihren nachgezogenen Antrag um Verständnis, dass wir diesen Anträgen heute nicht 

zustimmen, sondern uns enthalten werden.

(Beifall bei der FDP)
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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Dr. Kaltenhauser, bitte bleiben 

Sie am Mikrofon. Herr Kollege Harald Güller von der SPD-Fraktion hat sich zu einer 

Zwischenbemerkung gemeldet.

Harald Güller (SPD): Herr Kaltenhauser, wir haben kein Verständnis dafür, wenn Sie 

sich enthalten. Der Antrag beinhaltet nämlich nicht das, was Sie gerade gesagt haben. 

Selbstverständlich müssten Sie sich enthalten oder sogar dagegen stimmen, wenn wir 

fordern würden, dass die Staatsregierung ohne Beschluss des Landtags Geld ausgibt. 

Aber die Situation ist wie folgt: Wir hatten im Doppelhaushalt 2017/2018 Verpflich-

tungsermächtigungen für die Jahre 2019, 2020 und 2021. Diese sind aber inzwischen 

ausgeschöpft bzw. sind zu über 75 % erfüllt worden. Man könnte diese Verpflichtungs-

ermächtigungen aber auch zu mehr als 75 % ausgeben. Dann hätte man schon mal 

eine Spanne von 25 % zur Verfügung. Das wollen wir damit erreichen. Dazu müsste 

aber das Schreiben zur vorläufigen Haushaltsführung, das vom Finanzministerium 

herausgegeben wurde, entsprechend geändert werden. Wenn darüber hinaus noch 

eine Gesetzesänderung notwendig würde, müsste man sie jetzt auf den Weg bringen, 

sodass wir nicht warten müssen, bis wir den Haushalt am 14., 15. oder 16. Mai dieses 

Jahres verabschieden.

Ich hoffe, ich habe Ihnen einen Weg aufgezeigt, wie Sie unserem Antrag und auch 

dem der Kollegen von den GRÜNEN zustimmen können.

Dr. Helmut Kaltenhauser (FDP): Ich will jetzt keine Wortklauberei betreiben, aber Ihr 

Antrag unterscheidet sich von unserem insoweit, dass wir eine Prüfung des Möglichen 

fordern, während Sie schon Geld fordern. Damit tue ich mich schwer. Ich verstehe Ihre 

Ausführungen. Im Moment fällt es mir aber schwer, eine Entscheidung zu treffen, 

wobei ich im Übrigen noch nicht einmal den Betrag kenne, der dahintersteht. Wie ge-

sagt: Die fachliche Unterstützung haben Sie, aber zum jetzigen Zeitpunkt fehlt mir die 

Grundlage, um zuzustimmen.

(Beifall bei der FDP)
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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Kalten-

hauser. – Herr Kollege Johannes Becher vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich 

nun zu Wort gemeldet.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Wir brauchen dringend den Kita-Ausbau. Alle wollen den Kita-Ausbau. 

Die Kommunen sind tätig geworden, die Kommunen planen, die Kommunen geben 

Gas, und jetzt ist plötzlich der Topf leer und man sagt: Es ist kein Geld mehr da und 

jetzt müsst ihr warten, vielleicht sechs, sieben Monate. – Das ist doch ein Unding. So 

kann es doch nicht funktionieren. Wir müssen bei dem Thema doch vorankommen. 

Darum bitte ich sehr darum, auch dem Antrag der SPD zuzustimmen. Herr Kollege 

Güller hat gerade erläutert, was zu tun ist.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Die Kommunen brauchen die Planungssicherheit. In den Kommunen sitzen die Eltern 

in der Stadtratssitzung, in der Gemeinderatssitzung, beim Bürgermeister; sie verwei-

sen darauf, dass sie einen Rechtsanspruch haben und es irgendwie weitergehen 

muss. Die Kommunen sagen: Wir würden ja gerne machen, aber wir können nicht, 

weil wir uns nicht förderschädlich verhalten wollen. – Da müssen wir schneller eine 

pragmatische Lösung finden.

Vielleicht noch ein Hinweis: Ganz so überraschend ist es auch wieder nicht, dass die-

ser Fördertopf jetzt erschöpft ist; denn der Freistaat Bayern gibt nur Bundesmittel wei-

ter und hält sich mit einem eigenen Sonderinvestitionsprogramm bislang vornehm zu-

rück.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat im Jahr 2017, nachzulesen auf Drucksa-

che 17/17774, ein Sonderinvestitionsprogramm beantragt. SPD und FREIE WÄHLER 

haben zugestimmt, aber der Antrag wurde mit der Mehrheit der CSU abgelehnt. Im 
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Jahr 2018, bei den Nachtragshaushaltsverhandlungen, hat die Fraktion BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN, nachzulesen auf Drucksache 17/22566, 30 Millionen Euro für Zuwei-

sungen für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände zur Schaffung zu-

sätzlicher Betreuungsplätze für Kinder beantragt sowie zusätzlich jeweils 75 Millionen 

Euro als Verpflichtungsermächtigung für 2019 und 2020. Natürlich wurde auch das ab-

gelehnt. Dass der Topf jetzt leer ist, ist insofern ein hausgemachtes Problem. Wir brau-

chen dringend ein eigenes Förderprogramm auch im neuen Doppelhaushalt.

Werte Kolleginnen und Kollegen der Koalition, hören Sie deswegen vielleicht ein biss-

chen auf die FREIEN WÄHLER, korrigieren Sie Ihren Fehler und stimmen Sie unse-

rem Antrag zu, damit den Kommunen geholfen wird und damit letztlich auch den El-

tern geholfen ist.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Becher. – Frau 

Kollegin Sylvia Stierstorfer von der CSU hat sich zu Wort gemeldet.

Sylvia Stierstorfer (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir haben in Bayern eine gute Situation. Warum haben wir in Bayern eine gute 

Situation? – Weil es mehr Kinder in Bayern gibt, weil die Bevölkerung in Bayern 

wächst und weil Bayern beliebt ist.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben den Ausbau der Kinderbetreuungsangebote in den letzten Jahren massiv 

vorangetrieben. Sicherlich ist der Bedarf in den einzelnen Regionen unterschiedlich. 

Lassen Sie es mich klar sagen: Eigentlich ist es eine kommunale Aufgabe. Aber gera-

de uns als CSU war es immer wichtig, dass der Freistaat für unsere Familien und 

deren Kinder Verantwortung übernimmt. Daher haben wir dafür gesorgt, dass der Frei-

staat heute in den Ausbau der Betreuungsangebote investiert und Träger und Kommu-
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nen bei den Investitionskosten massiv unterstützt. Ich darf das anhand nackter Zahlen 

belegen:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt muss 

ich etwas richtigstellen: Der Freistaat Bayern hat die Kommunen im Rahmen der bis-

herigen Sonderinvestitionsprogramme bereits mit knapp einer Milliarde Euro unter-

stützt, allein an Landesmitteln, zusätzlich mit Bundesmitteln in Höhe von knapp 

700 Millionen Euro.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Hinzu kommt die Betriebsförderung, die allein im Jahr 2018 rund 1,7 Milliarden Euro 

ausmacht – Höchststand, meine lieben Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Bayerns Kommunen und Träger – ich sage den Kommunen und den Trägern danke 

schön, die hier hervorragende Arbeit leisten – haben hervorragende Konditionen ge-

schaffen. Es gibt kein anderes Bundesland, das die Kommunen im Bereich der Kinder-

betreuung so unterstützt wie der Freistaat Bayern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, von den GRÜNEN und von der FDP, 

auch wir wollen, dass der Freistaat die Investitionen in die Kinderbetreuung in Zukunft 

weiter intensiv fördert. Wir wollen, dass der bedarfsgerechte Ausbau der Plätze weiter-

geht. Deshalb haben wir mit unserem Koalitionspartner vereinbart, dass bis 2023 

42.000 neue Betreuungsplätze mit zusätzlich 10.000 Hortplätzen verankert werden, 

meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Eines ist uns natürlich klar: Dieser Ankündigung müssen und werden wir Taten folgen 

lassen, wie wir das auch in der Vergangenheit getan haben.

(Zuruf des Abgeordneten Maximilian Deisenhofer (GRÜNE))
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Die Investitionskosten spielen dabei die entscheidende Rolle. Daher wollen auch wir, 

dass dafür Geld bereitgestellt wird.

Wir lehnen den Dringlichkeitsantrag der SPD und die nachgezogenen Anträge von 

FDP und GRÜNEN heute dennoch ab. Warum? – Die Landesmittel für den Ausbau 

der Kinderbetreuungsplätze müssen im Doppelhaushalt 2019/2020 veranschlagt wer-

den. Allen Fraktionen ist der Zeitplan bekannt, wie und wann die Haushaltsberatungen 

laufen. Die Frage der Landesmittel für den Ausbau gehört in diese Beratungen. Wir 

können und sollten diesen hier nicht vorgreifen. Alles zu seiner Zeit. Außerdem – und 

das möchte ich hier heute noch einmal betonen – ist der Landtag der Haushaltsge-

setzgeber, der Souverän, also Sie alle, die Sie hier sitzen, nicht die Bayerische Staats-

regierung. Das heißt, Sie stellen die Mittel bereit.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Deshalb lehnen wir die Anträge ab. Dabei ist klar: Wir wollen die Kommunen und Trä-

ger nicht im Stich lassen. Ich bin sehr froh darüber, dass sich das Sozialministerium 

mit unserer Ministerin an der Spitze ganz pragmatisch darum bemüht, für Planungssi-

cherheit für die Kommunen zu sorgen, damit Bau und Einrichtung neuer Plätze mög-

lichst weitergehen können. Es gilt jetzt, die Zeit zu überbrücken.

Insgesamt können wir doch feststellen: Bayern tut viel für seine Familien und seine 

Kinder. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die jetzt neu im Landtag sind, im letzten Dop-

pelhaushalt haben wir rund fünf Milliarden Euro für familienpolitische Leistungen be-

reitgestellt.Ich meine, das ist eine enorme Summe für die Familien und für die Kinder 

in Bayern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir werden diese Summe mit dem deutschlandweit einzigartigen Familiengeld, mit der 

Beitragsentlastung für alle Kindergartenjahre und in einem weiteren Schritt mit der 
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Beitragsentlastung im Krippenalter noch weiter ausweiten. Das sind nur einige Bei-

spiele.

Lassen Sie mich mit einem Zitat des Dalai Lama schließen: "Die Kinder von heute sind 

die Gesellschaft von morgen." Deshalb ist jeder Cent, den wir für unsere Familien und 

unsere Kinder ausgeben, gut investiertes Geld.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Stierstorfer. – 

Frau Kollegin Doris Rauscher von der SPD-Fraktion hat sich zu einer Intervention ge-

meldet.

Doris Rauscher (SPD): Frau Kollegin Stierstorfer, Ihren Ausführungen entnehme ich, 

dass Sie ein Vakuum bei Planung und Bau der Kindertageseinrichtungen in den Kom-

munen in Kauf nehmen und die Kommunen zumindest bis nach den Haushaltsbera-

tungen im Regen stehen lassen. Sie schieben den Ausbau für Monate auf die lange 

Bank, weil Sie nicht bereit sind, für die Kommunen eine gute Übergangslösung zu ent-

wickeln.

(Beifall bei der SPD)

Sylvia Stierstorfer (CSU): Liebe Kollegin Rauscher, dem ist nicht so. Ich habe bereits 

ausgeführt, dass die Haushaltsberatungen gerade laufen. Sobald die Haushaltsbera-

tungen abgeschlossen sind, sind wir mit in der Verantwortung. Dieser Verantwortung 

haben wir uns immer gestellt. Wir haben die Kommunen bisher nie im Regen stehen 

lassen. Wir sind ein verlässlicher Partner für die Kommunen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Tanja Schorer-Dremel (CSU): 

Bravo!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Stierstorfer. – Der 

nächste Redner ist Herr Kollege Bernhard Pohl von der Fraktion FREIE WÄHLER.
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Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Kollege Becher, Sie haben völlig recht, wenn Sie sagen, dass es sich lohnt, auf 

die FREIEN WÄHLER zu hören. Das sollten Sie auch bei Ihrem Abstimmungsverhal-

ten beherzigen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kollegen von der SPD, zunächst habe ich mich darüber gewundert, dass Herr 

Kollege Güller nicht als Antragsteller auf diesem Antrag steht. Jetzt ist mir das klar.

Ich wundere mich über diesen Antrag. Ich finde ihn sehr mutig; denn eigentlich muss 

der Freistaat Bayern hier etwas reparieren, was in dem von der SPD geführten Bun-

desfamilienministerium falsch gelaufen ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): 

(Beitrag nicht autorisiert) Sehr richtig!)

Sie haben vollmundig ein Sonderinvestitionsprogramm angekündigt und dieses im 

Bund mit viel zu wenig Mitteln unterlegt. Jetzt müssen wir hier in Bayern Feuerwehr 

spielen und im Doppelhaushalt 2019/2020 nachsteuern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Liebe Kollegen von der SPD, Sie brauchen sich aber keine Sorgen zu machen, diese 

Maßnahme wird folgen. Sie haben es mit Ihrer Zustimmung zu diesem Haushalt in der 

Hand, dieser von Ihnen gestellten Forderung eine gesetzliche Grundlage zu geben. 

Wir werden in den Haushaltsberatungen über dieses Thema sprechen. Im Haushalt 

sind Mittel in Höhe von über 100 Millionen Euro für 12.000 zusätzliche Plätze vorgese-

hen. Das sollte ausreichen. Damit werden wir unserer Verantwortung mehr als ge-

recht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, warum stellen Sie nicht einfach einen Haushaltsan-

trag und lassen uns dann bei den Haushaltsberatungen darüber diskutieren?

Eine zweite Bemerkung: Sie haben es selbst in der Hand, dass diese gesetzlichen 

Grundlagen schnell geschaffen werden. Tragen Sie dazu bei, dass die Haushaltsbera-

tungen zügig vonstattengehen; dann können wir schnell einen Doppelhaushalt verab-

schieden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zuletzt möchte ich eine Anregung an die Staatsregierung geben. Vielleicht könnte ge-

prüft werden, ob Förderzusagen nach dem Beschluss im Ministerrat ausgereicht wer-

den können. Dann hätten die Kommunen ein Signal und eine verlässliche Planungs-

grundlage. Uns geht es natürlich auch darum, gute Partner unserer Kommunen zu 

sein. Wir wollen, dass unsere Vorhaben schnell umgesetzt werden. Wir werden diesen 

Dringlichkeitsantrag und die nachgezogenen Dringlichkeitsanträge ablehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Zu einer Zwischenbemerkung erteile 

ich Herrn Kollegen Harald Güller von der SPD-Fraktion das Wort.

Harald Güller (SPD): Herr Kollege Pohl, sehen Sie sich einmal den Antrag an! Dort 

steht der Name "Harald Güller" zwischen den Namen von Doris Rauscher und unse-

res Fraktionsvorsitzenden Horst Arnold. Dieser Antrag ist sinnvoll und gut. Sie machen 

nur dicke Backen.

Die Sozialministerin schreibt: Wir unterstützen den Ausbau der Kitas. Toll! Die Realität 

sieht aber so aus: Dieses Programm mit 35 % zusätzlicher Förderung ist ein Bundes-

programm. Dieses Programm ist etatisiert als reine Weitergabe von Bundesmitteln. 

Danke an die Bundesregierung und die SPD in der Bundesregierung, dass das so ge-

macht worden ist! Der Deutsche Bundestag mit der SPD hat das mit Mehrheit so be-

schlossen.
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Diese Gelder reichen momentan für das Jahr 2019 nicht aus. Sie wollen einen Pla-

nungsstopp, bis dieser Bayerische Landtag den Haushalt verabschiedet hat, den Sie 

erst am 20. Februar dieses Jahres vorlegen werden. Wir können über diesen Haushalt 

vorher nicht beraten, weil ihr ihn nicht vorher fertigbekommen habt.

Wir sagen: Es gibt eine Verwaltungslösung. Danach kann das Geld, das der Bund zur 

Verfügung gestellt hat und für das wir eine Verpflichtungsermächtigung im Haus-

halt 2018 für die Jahre 2019, 2020 und 2021 aufgenommen haben, ausgegeben wer-

den. Herr Kollege Pohl, ich glaube, Sie haben dem damals auch zugestimmt. Dazu 

muss die Ausgabegrenze der Verpflichtungsermächtigung von 75 % auf 100 % ange-

hoben werden. Das ist Verwaltungshandeln. Sie stimmen dagegen. Sie haben beim 

Koalitionsvertrag dicke Backen gemacht und akzeptiert, dass die Ministerin den Kom-

munen etwas zusagt, und jetzt halten Sie diese Zusage, zumindest bis Mitte dieses 

Jahres, nicht ein. Herr Kollege Pohl, wir halten das für inkonsequent und werden das 

den Kommunen exakt so mitteilen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Lieber Herr Kollege Güller, wenn wir schon von 

Absurditäten und dicken Backen sprechen: Ihre Bundesfamilienministerin macht sehr 

dicke Backen und hat nichts in der Tasche. Sie hat für die Jahre 2017 bis 2020 voll-

mundige Versprechungen gemacht. Die Hälfte dieses Zeitraums ist um; jetzt ist kein 

Geld mehr da, wir müssen dafür einspringen. Wir werden das tun und setzen damit 

fort, was wir in der letzten Legislaturperiode zu diesen Themen gefordert haben. Wir 

stehen dazu, und wir werden das im Doppelhaushalt abbilden.

Der Umstand, dass der Doppelhaushalt ein paar Monate später als sonst in Kraft tre-

ten wird, ist, wie Sie wissen, den Wahlen geschuldet. Von einem Stopp zu sprechen ist 

wirklich der Gipfel der Absurdität.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Schiffers von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jan Schiffers (AfD): (Beitrag nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Bürgerinnen und Bürger! "Wir wollen die Luft-

hoheit über den Kinderbetten erobern", so triumphierte Olaf Scholz, der sozialdemo-

kratische Politiker, heute Finanzminister, vor einigen Jahren. Er frohlockte regelrecht, 

als er diesen Satz sagte. Die Lufthoheit über den Kinderbetten ist quasi das Mantra, 

man könnte auch sagen: der tiefrote Faden, der sich durch die Familienpolitik der SPD 

zieht.

Wir von der AfD sind für echte Wahlfreiheit. Wir möchten den Menschen die Möglich-

keit geben, selbst zu entscheiden, ob sie ihre Kinder fremdbetreuen lassen wollen, ob 

ein Elternteil zu Hause bleibt, der die Betreuung übernimmt, oder ob sich beide Eltern 

bei der Betreuung abwechseln wollen. Als freiheitlicher Partei ist uns das ein Grundan-

liegen.

(Beifall bei der AfD)

Wir sehen selbstverständlich auch das Bedürfnis, den Kita-Ausbau voranzutreiben 

und insbesondere auch die Qualität in den Kitas weiter zu verbessern. Das wird heute 

bei einem späteren Antrag noch Thema sein. Gleichwohl lehnen wir es strikt ab, so 

wie es Herrn Scholz vorschwebt, einseitig ein bestimmtes Familienmodell, ein be-

stimmtes Kinderbetreuungsmodell zu bevorzugen.

Wenn man diesen Dringlichkeitsantrag der SPD ansieht, hat man den Eindruck, dass 

es der SPD gar nicht schnell genug gehen kann, die Lufthoheit über den Kinderbetten 

zu erobern. Dazu sagen wir ganz klar Nein. Der Kita-Ausbau wird auch gern damit be-

gründet, dass die frühkindliche Bildung nur so gewährleistet werden könne. Dazu sage 

ich aber – das weiß jeder, der selbst Kinder hat –: Frühkindliche Bildung fängt im El-

Protokollauszug
7. Plenum, 31.01.2019 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 14

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000533.html


ternhaus aus. Sie fängt ganz früh mit dem ersten Vorlesen, mit den ersten Spielen an. 

Es ist nicht so, dass frühkindliche Bildung nur in einer verstaatlichten Einrichtung mög-

lich ist.

(Beifall bei der AfD – Unruhe bei der SPD)

– Ja, spitzen Sie ruhig die Ohren, das kann nicht schaden. – Wir sagen als AfD ganz 

klar: Wir wollen auch mehr frühkindliche Bindung statt einer einseitig verstaatlichten 

frühkindlichen Bildung als allein seligmachendem Modell.

Was die handwerkliche Seite des Antrags angeht, so fällt negativ auf, dass eine ein-

zelne Äußerung von Sozialministerin Schreyer quasi aus dem Zusammenhang geris-

sen und herangezogen wird, um eine bestimmte Situation zu konstruieren. Aus meiner 

Sicht – nun gut, ich bin Parlamentsneuling – ist das ein schwacher Antrag. Auf jeden 

Fall ist er schwach begründet. Deshalb ist auch die Haltung der AfD-Fraktion ganz 

klar: Wir lehnen diesen Antrag ab.

Ganz kurz sei noch angemerkt, dass ein Abweichen vom Haushalt grundsätzlich kri-

tisch zu sehen ist. In echten Notlagen ist dies sicherlich eine Option. Aber eine echte 

Notlage können wir als AfD-Fraktion hier nicht erkennen.

Aus den vorgestellten Gründen lehnen wir den Antrag und auch die beiden eingereich-

ten Folgeanträge ab.

(Beifall bei der AfD)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Als nächste Rednerin hat Frau 

Staatsministerin Schreyer das Wort.

Staatsministerin Kerstin Schreyer (Familie, Arbeit und Soziales): Sehr geehrtes 

Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Bayerische Staatsregierung und der 

Freistaat lassen die Kommunen nicht im Stich, ganz im Gegenteil. Die bayerischen 

Kommunen haben sehr viel geleistet, und wir sind unserer Verantwortung, sie finan-
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ziell zu unterstützen, immer gerecht geworden. In ganz Deutschland kann man be-

obachten, dass wir an der Seite der Kommunen stehen.

Auch hier haben wir wieder das Phänomen, dass der Bund große Ankündigungen 

macht, wo er überall finanziell unterstützt, und dann beißt es halt auch wieder aus; das 

Land steht dann selbstverständlich dafür ein und versucht, sich in seinem Bereich ent-

sprechend einzubringen.

Wir haben im Koalitionsvertrag 42.000 Plätze für Kinder bis zur Einschulung verein-

bart, auch haben wir das Sonderinvestitionsprogramm, mit dem bis zu 90 % der för-

derfähigen Kosten gefördert werden. Beim jetzigen Stand ergibt sich, dass wir bis 

Ende 2024 1,62 Milliarden Euro, davon 922 Millionen Landesmittel, in den Kita-Aus-

bau gesteckt haben werden. Wir fördern die laufenden Betriebskosten. Allein im 

Jahr 2018 waren das 1,7 Milliarden Euro. Es kann also keine Rede davon sein, dass 

Bayern hier seine Aufgaben nicht erledigt.

Sie haben natürlich recht, wenn Sie sagen, dass das Vierte Sonderinvestitionspro-

gramm Bundesmittel sind. Deswegen haben wir diese auch an die Kommunen weiter-

gereicht. Allein dadurch wurden schon 30.000 zusätzliche Plätze finanziert. Die Bun-

desmittel, die sich im Vierten Sonderinvestitionsprogramm befinden, sind derzeit 

vollständig gebunden und verplant. Das heißt, Bayern ist vorbildlich und schneller als 

andere. Ich denke, dass dies eher einen Applaus als Kritik verdient.

(Beifall bei der CSU)

Der Bund hat klar gesagt, er möchte sein Ziel bis 2020 erreichen. Wir haben die Mittel 

bereits jetzt ausgereicht. Insofern ist es richtig, dass wir in den Haushaltsberatungen 

überlegen müssen, was wir in Bezug auf die Landesmittel machen, wie viel wir hierfür 

einstellen. Sie dürfen versichert sein, dass es dazu von uns auch Vorschläge geben 

wird. Wir alle werden miteinander beraten, was wir an diesen Haushaltsstellen einstel-

len.
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In den ersten drei Sonderinvestitionsprogrammen hat der Freistaat bereits 922 Millio-

nen Euro eingesetzt. Insofern finde ich es spannend, wenn es heißt, wir würden die 

Kommunen an irgendeiner Stelle im Stich lassen. Das tun wir nicht, ganz im Gegen-

teil. Wir waren nur vorausschauend und schneller, und dass wir schneller investiert 

haben, als es sich der Bund vorgestellt hat, lasse ich mir mit Sicherheit nicht vorwer-

fen.

(Beifall bei der CSU)

Was Sie sicherlich aus der Zeitung aufgegriffen haben – Sie hätten mich auch fragen 

können; ich hätte es Ihnen sehr gern erläutert –, ist die Tatsache, dass die Bescheide 

teilweise nicht ausgestellt werden können, weil wir keinen Haushalt haben. Bei Wah-

len ist es logisch, dass der Haushalt ein Stück nach hinten rutscht. Deswegen ist er 

noch nicht beschlossen. Ohne einen beschlossenen Haushalt lassen sich Gelder halt 

auch nicht ausbezahlen.

Deswegen werde ich, sobald das Kabinett den Haushaltsvorschlag unterbreitet hat, 

Unbedenklichkeitsbescheinigungen beantragen. Das heißt, die Kommunen stellen ihre 

Anträge, wir erteilen die Unbedenklichkeitsbescheinigung, und die Kommune kann 

weiterhin ganz normal planen und bauen.

Das wäre im Rahmen einer kurzen Frage zu erklären gewesen. Die Kommunen haben 

die Planungssicherheit, sie bekommen ihr Geld, genauso, wie das mit dem Haushalt 

beschlossen werden wird. Das Hohe Haus ist für die Haushaltsberatungen zuständig. 

Wir versuchen, das Problem über die Unbedenklichkeitsbescheinigungen zu lösen, 

sodass für die Kommunen keine Unsicherheit besteht. Das ist ein gängiges Verfahren. 

Sie wissen, dass das möglich ist, und das machen wir ab diesem Zeitpunkt auch.

(Beifall bei der CSU)

Das bedeutet im Klartext: Die Kommunen haben die Sicherheit, der Freistaat steht 

weiterhin an ihrer Seite, und jeder hier im Haus hat die Möglichkeit, das Verfahren po-
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sitiv zu begleiten, indem er die Haushaltsverfahren und -beratungen nicht verlängert, 

sondern beschleunigt, indem jeder Disziplin hält. Besonders schön wäre ein einstimmi-

ger Beschluss dieses Hauses, damit die Kommunen ihr Geld bekommen. – Ich danke 

für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Ich komme zu den Abstimmungen. Es liegt 

ein Antrag auf namentliche Abstimmung vor. Deshalb lasse ich zuerst über den Dring-

lichkeitsantrag der FDP-Fraktion auf Drucksache 18/229 abstimmen.

Wer seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 

Fraktionen der GRÜNEN, der SPD und der FDP. Gegenstimmen! – Das sind die CSU-

Fraktion, die FREIEN WÄHLER und die AfD. Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. 

Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-

che 18/230 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 

sind die Fraktionen der GRÜNEN und der SPD. Wer ist gegen diesen Antrag? – Das 

sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER und der AfD. Stimmenthaltung-

en? – Die FDP-Fraktion. Damit ist dieser Antrag ebenfalls abgelehnt.

Ich komme jetzt zur namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag der SPD-

Fraktion auf Drucksache 18/214. Die Urnen stehen bereit. Die Abstimmung ist eröff-

net. Die Abstimmungszeit beträgt fünf Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 13:38 bis 13:43 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Stimmabgabe ist hiermit geschlossen. Ich darf 

Sie bitten, wieder Platz zu nehmen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)
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Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Markus Plenk, Christoph Maier und Fraktion 

(AfD) betreffend "Damit Bayern bayerisch bleibt – Umleitung staatlicher Finanzmittel 

für Integrationsmaßnahmen in Maßnahmen zur freiwilligen Ausreise", Drucksa-

che 18/213, bekannt. Mit Ja haben 20 Abgeordnete gestimmt, mit Nein haben 165 Ab-

geordnete gestimmt. Ohne Stimmenthaltungen ist der Antrag damit abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

(...)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Die Abstimmung ist geschlossen. 

Ich darf Sie bitten, die Plätze wieder einzunehmen.

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Horst Arnold, Harald Güller, Doris Rauscher und anderer und Frak-

tion (SPD) betreffend "Akute Finanzierungslücke beim Ausbau der Kinderbetreuung 

umgehend schließen und ausreichende Investitionen dauerhaft sicherstellen", Druck-

sache 18/214, bekannt. Mit Ja haben 52 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 115 Abge-

ordnete. Es gab 10 Stimmenthaltungen. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag abge-

lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)
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